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Nachdem sich die erste Jahrestagung der 2013
vom Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales eingesetzten Unabhängigen Historiker-
kommission zur Aufarbeitung der Geschich-
te des Reichsarbeitsministeriums1 mit den
Kontinuitäten und Diskontinuitäten der deut-
schen Sozialpolitik beschäftigt hatte2, war die
zweite, von Elizabeth Harvey (Nottingham)
und Kim Christian Priemel (Berlin) organi-
sierte Jahrestagung der Zwangsarbeit wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges gewidmet. Un-
bestritten konnte sich das nationalsozialisti-
sche Deutschland auch deshalb über sechs
lange Kriegsjahre behaupten, weil es das sich
ihm dort bietende Arbeitskräftepotential in
den besetzten Gebieten ausbeutete. Die For-
schung der vergangenen Jahrzehnte hat da-
zu eine stattliche Literatur über die verschie-
denen Besatzungsregime hervorgebracht. Die
Tagung diente der Zusammentragung der
bisherigen Ergebnisse unter besonderer Be-
rücksichtigung von Geschlecht, Alter und
Ethnizität unfreier Arbeit. Die Panels waren
regional gegliedert.

HENRY MARX (Berlin) schilderte anschau-
lich, wie im Protektorat der Zielkonflikt zwi-
schen einer Heranziehung der Arbeitskräfte
in das Reich hinein und der Belassung der
Arbeiter in den Betrieben vor Ort zu Guns-
ten der letzteren Option entschieden wurde.
Hierfür führte Marx mehrere Ursachen an:
Da die westlichen Gebiete der ehemaligen
Tschechoslowakei hochindustrialisiert waren
und überdies kaum ein Reservoir für land-
wirtschaftliche Saisonkräfte boten, schien eine
Ausnutzung der tschechischen Bevölkerung

in den heimischen Betrieben sinnvoller. Da-
neben war das Protektorat durch seine La-
ge in Mitteleuropa erst spät durch Kriegs-
handlungen betroffen, sodass im Laufe des
Krieges zahlreiche Betriebe ihre Produktion
aus dem Altreich in das Protektorat verlager-
ten und damit die Nachfrage noch verstärk-
ten. Schließlich hatte der Plan, das Protekto-
rat nach Kriegsende zum Exerzierplatz für die
nationalsozialistische Germanisierungs- und
Volkstumspolitik zu machen, die Folge, dass
man sowohl darauf verzichtete, Volksdeut-
sche ins Reich anzuwerben, als auch Zwangs-
arbeiter/innen aus Drittländern ins Protekto-
rat zu vermitteln. Waren auch die Werbemaß-
nahmen von Druck und Zwang der Besatzer
begleitet, so blieb doch die arbeitende Kriegs-
gesellschaft im Vergleich zur Vorkriegsgesell-
schaft männlicher und ethnisch homogener
als in anderen Ländern Europas.

Ähnlich verhielt es sich im Fall der nie-
derländischen Gesellschaft, wie RALF FUT-
SELAAR (Amsterdam) zeigte. Im Gegen-
satz zum Protektorat besaß die niederländi-
sche Arbeitsmigration in die westlichen In-
dustriezentren des Reiches eine lange Tra-
dition, die nur in dem Zeitraum zwischen
Kriegsausbruch und Invasion eine kurze Un-
terbrechung erfuhr. Neben den Fremdarbei-
ter/innen aus dem westlichen Nachbarland,
die ins Reich gezogen wurden, sollte auch
die niederländische Wirtschaft selbst den Be-
dürfnissen der deutschen Industrie unterwor-
fen werden. Dazu wurde mit verschiedenen
Formen der Arbeitsorganisation experimen-
tiert, wie etwa dem „Opbouwdienst“, in den
60.000 demobilisierte Soldaten eingegliedert
wurden. Er wurde vom „Arbeidseinsatz“ ab-
gelöst, dem neben ehemaligen Soldaten über-
wiegend Studenten und Arbeiter aus der Lu-
xusindustrie angehörten. Im Verlauf des Krie-
ges wurde die Arbeit im Reich immer weniger
attraktiv, weswegen die Besatzer die Zwangs-

1 Unabhängige Historikerkommission zur Aufarbei-
tung der Geschichte des Reichsarbeitsministeriums
in der Zeit des Nationalsozialismus: <http://www.
historikerkommission-reichsarbeitsministerium.de>
(06.01.2016).

2 Tagungsbericht: Kontinuitäten und Diskontinuitäten
der deutschen Sozialpolitik bis 1945, 11.12.2014
– 12.12.2014 Berlin, in: H-Soz-Kult, 30.03.2015,
<http://www.hsozkult.de/conferencereport/id
/tagungsberichte-5905>. (06.01.2016)
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maßnahmen stetig verschärften. 1942 erreich-
te die Entsendung niederländischer Arbei-
ter/innen in das Reich mit 162.000 Personen
ihren Spitzenwert. Tausende junger Männer
flüchteten sich in irreguläre Beschäftigungs-
verhältnisse, um den Werbekommandos zu
entkommen. Trotzdem wurde darauf verzich-
tet, das Arbeitskräftepotential der weiblichen
Bevölkerung auszuschöpfen. Zwar stand den
Frauen der Arbeitsdienst offen; zwangsweise
zum Arbeitseinsatz wurden sie jedoch nicht
herangezogen.

Ganz anders verhielt es sich im Donbass
und Südrussland, wie TANJA PENTER (Hei-
delberg) untersuchte. Da in den ersten zwei
Jahren nach dem Überfall auf die Sowjetunion
hunderttausende Arbeitskräfte in das Reich
deportiert worden waren, wurde ab 1943 der
Einsatz weiblicher Arbeitskräfte immer wich-
tiger. Das galt nicht nur für den Reichsein-
satz, sondern auch für die Arbeit vor Ort.
Diese Frauen wurden nicht nur in der Ver-
waltung eingesetzt, sondern auch zur Arbeit
in der Schwerindustrie und im Bergbau „un-
ter Tage“ herangezogen; einer Arbeit, die im
Reich den Männern vorbehalten blieb. Für
die Frauen bedeutete der Arbeitseinsatz einen
Schutz vor Verschleppung und eine halbwegs
gesicherte Versorgung. Zwang und Freiwillig-
keit gingen dabei Hand in Hand. Durch den
Rückgriff auf weibliche Arbeitskräfte wurde
in manchen Gruben, die nach den Zerstörun-
gen der sich zurückziehenden Roten Armee
erst wieder in Stand gesetzt werden muss-
ten, bereits im Sommer 1943 das Produkti-
onsniveau der Vorkriegszeit erreicht. Bereits
im Februar 1943 sollten die Frauen durch ei-
ne neue Lohnverordnung ihren männlichen
Kollegen in der Bezahlung gleichgestellt wer-
den. Wenngleich die Frage nach der tatsäch-
lichen Umsetzung offen bleiben muss, stellte
bereits das Versprechen der Lohnverordnung
ein „gewisses emanzipatorisches Moment für
die Frauen“ dar.

Nicht weiblicher, aber dafür ethnisch hete-
rogener war der Einsatz von Zwangsarbeitern
in Norwegen, die MATS INGULSTAD, HANS
OTTO FRØLAND und GUNNAR HATLE-
HOL (Trondheim) in den Fokus rückten. Die
Aufrechterhaltung der freundschaftlichen Be-
ziehungen war ebenso ein Ziel der Besatzer
wie die Ausbeutung der Aluminium- und

Magnesium-Förderung und ab 1942 der Aus-
bau kriegswichtiger Infrastruktur. Wie in an-
deren Ländern profitierten die deutschen Be-
hörden auch in Norwegen von der anhal-
tenden Arbeitslosigkeit der Vorkriegszeit. Ab
dem Frühjahr 1941 konnten nicht mehr aus-
reichend freiwillige Arbeitskräfte angewor-
ben werden, sodass auch Formen unfreier
Arbeit Anwendung fanden. Durch die un-
terschiedlichen Zielsetzungen der verschiede-
nen deutschen Akteure und der zeitlich wech-
selnden norwegischen Regierungen schwank-
te der Zustand stets zwischen Chaos und
Kooperation. Dem Arbeitseinsatz von Frau-
en widersetzte sich die norwegische Regie-
rung weitestgehend erfolgreich. Er blieb die
Ausnahme. Stattdessen wurde für die von der
Organisation Todt umgesetzten Infrastruktur-
maßnahmen eine Vielzahl ausländischer Ar-
beitskräfte nach Norwegen verbracht. De-
ren Status umfasste die gesamte Bandbreite
von freiwilliger und unfreiwilliger Arbeit. Im
Zweiten Weltkrieg wurde Norwegen also ein
Ziel von Zwangsmigration; eine Erfahrung,
die in der Nachkriegszeit vergessen wurde,
weil sie sich nicht in das Masternarrativ vom
norwegischen Widerstand einfügen ließ und
erst allmählich wiederentdeckt wird.

In seinem Abendvortrag leistete ULRICH
HERBERT (Freiburg) einen Beitrag zur eige-
nen Historisierung. Retrospektiv schilderte er
den Zuhörern die Entstehungsgeschichte sei-
ner bahnbrechenden, nunmehr dreißig Jahre
alten Studie zur NS-Zwangsarbeit und wie sie
in den nationalen und internationalen Kon-
text der Forschung und ihrer Konjunkturen
eingebettet ist.3 Ein anderer Teil des Vortra-
ges war den Traditionssträngen der Zwangs-
arbeit gewidmet, an die die Nationalsozia-
listen anknüpfen konnten. Die Sklaverei in
der islamischen Welt und anderen Welttei-
len, die Fortdauer oder Neuinstallation der
Sklaverei in den Kolonien, der Einsatz gefan-
gener Soldaten und die Zwangsrekrutierung
von Zivilarbeitern im Ersten Weltkrieg sowie
die Deportationen und Zwangsarbeiterlager
in der Sowjetunion, die ihrerseits Anknüp-
fungen an zaristische Methoden darstellten,
bildeten Wissensbestände, die sich die natio-

3 Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des
„Ausländer-Einsatzes“ in der Kriegswirtschaft des
Dritten Reiches, Berlin 1985.
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nalsozialistischen Besatzer bei der Organisati-
on der Zwangsarbeit zu eigen machen konn-
ten. Daran, dass der deutsche Fall exzeptio-
nell sei, ließ Herbert keinen Zweifel aufkom-
men. Um das NS-spezifische der Zwangsar-
beit im Zweiten Weltkrieg jedoch überhaupt
erst herausarbeiten zu können, mahnte er eine
intensivere Beschäftigung mit anderen Syste-
men massenhafter Zwangsarbeit an.

In der ersten Zusammenfassung der Ta-
gung betonte DIETER POHL (Klagenfurt) un-
ter anderem die Auswirkung rassistischer Ste-
reotype auf die Einschätzung zur Arbeits-
fähigkeit. Durch die Handlungsspielräume
bei den Selektionen erlangten diese Stereo-
type eine reale Bedeutung, etwa wenn die
ukrainische Verwaltung erst die Angehöri-
gen der polnischen, die lettische Verwal-
tung dagegen erst die Angehörigen der russi-
schen Minderheit als Arbeitskräfte ins Reich
schickte. Daneben unterstrich Pohl die mul-
tikausale Bedeutung geographischer Dyna-
miken: So haben rassistische Überlegungen
wie Germanisierungs- und Kolonisierungsu-
topien ebenso einen Einfluss auf die Arbeits-
verwaltung geübt wie Sicherheitsfragen in
Form des Frontverlaufs oder der Partisanen-
bekämpfung und Versorgungsfragen, indem
die Lebensmittelversorgung an den Arbeits-
einsatz gekoppelt wurde. Zwar existierte ei-
ne Parallelität von Freiwilligkeit und Zwang
bei der Arbeitsaufnahme. Trotzdem dürfe, so
Pohl, nicht vergessen werden, dass die deut-
sche Arbeitsverwaltung im Zweiten Welt-
krieg zunächst einmal ein Zwangssystem ge-
wesen ist, das Hunger und Arbeitslosigkeit
ausnutzte, um Unrecht und massive Gewalt
bis hin zum Judenmord zu üben. Als zweck-
dienlich für die weitere Forschung des Phä-
nomens „Zwangsarbeit“ nannte Pohl die Per-
spektive auf Hitlers Europa als Gesamtsystem
und die Erforschung von Erfahrungswerten.
Zu letzteren gehörten sowohl das Lernen aus
den Kolonien und dem Ersten Weltkrieg wie
auch ein möglicher Wissensaustausch mit den
Verbündeten sowie der Vergleich mit anderen
Zwangsarbeitssystemen jener Zeit, nament-
lich der Sowjetunion, Japan und dem fran-
quistischen Spanien.

In einer zweiten Zusammenfassung hob
JOHANNES-DIETER STEINERT (Wolver-
hampton) die Bedeutung von Alter und

Geschlecht hervor. Eindrücklich beschrieb
er die Lebenswirklichkeit eines dreizehn-
jährigen, weißrussischen Mädchens, das
allein, schlecht versorgt und ohne ausrei-
chenden Schutz vor sexueller Ausbeutung
als Zwangsarbeiterin nach Deutschland ver-
bracht wurde. In seinen Augen sei ein solches
Mädchen die typische Zwangsarbeiterin im
Zweiten Weltkrieg gewesen. Vorsichtig –
andere Schätzungen liegen darüber – bezif-
ferte Steinert die Zahl der allein aus Polen
und der Sowjetunion verschleppten Kinder
auf über 1,5 Millionen, weswegen er die
Zwangsarbeiterrekrutierung eine „organi-
sierte Kinderentführung“ nannte. Für die
zukünftige Forschung wünschte er eine stär-
kere Berücksichtigung der Korrelation von
Ethnie und Geschlecht. In Westeuropa hatten
die Kirchen Erfolg mit ihrem Protest gegen
die Anwerbung bzw. Zwangsarbeit von Frau-
en; im Osten war dies undenkbar. Daneben
empfahl Steinert, die Volksdeutschen ins
Blickfeld zu nehmen, die dem auf sie aus-
geübten Zwang zu widerstehen versuchten,
sich in die Volkslisten einzutragen.

Am Ende der Tagung stand die Erkennt-
nis, dass die Tragfähigkeit der Kategorie
„Zwangsarbeit“ heute in Frage gestellt wer-
den muss. Zu moralisch und politisch aufge-
laden scheint der Begriff durch die Entschä-
digungsdebatte. Ulrich Herbert wies darauf
hin, dass die „freie Arbeit“ und „Sklaven-
arbeit“ lediglich zwei Idealtypen seien, zwi-
schen denen es unendlich viele Abstufungen
gebe und deren Rechtsqualität nur eine ge-
ringe Aussage über die tatsächliche Leidens-
qualität liefere. Tanja Penter riet, anstatt neue
Kategorien zu bilden, zur dichten Beschrei-
bung, um das Problem der Grauzonen zu um-
gehen. Einstimmigkeit herrschte bei den Teil-
nehmer/innen der Abschlussdiskussion, dass
eine Erforschung der zeitgenössischen Kate-
gorien von Arbeit und ihrer Semantiken wei-
terhelfen könnte. Ähnlich verlief die Diskus-
sion über die Bereitwilligkeit zur Arbeitsauf-
nahme: Da diese nicht allein von ideologi-
schen Gesichtspunkten geleitet war, sondern
erheblich von den äußeren Lebensumständen
in den besetzten Gebieten abhing, wurde auch
im Fall von „Widerstand“ und „Kollabora-
tion“ für ein dynamischeres Begriffskonzept
plädiert. Der Blick auf Geschlecht und Ethnie
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der Arbeitskräfte hat gezeigt, welchen ana-
lytischen Mehrwert der regionale Vergleich
der unterschiedlichen Besatzungsregime im
Zweiten Weltkrieg hat. Dadurch lieferte die
Tagung wichtige Anstöße für eine weitere Er-
forschung der NS-Zwangsarbeit. Die dritte
Jahrestagung der Unabhängigen Historiker-
kommission, die im März 2016 in Berlin statt-
findet, wird die Rolle des Reichsarbeitsminis-
teriums bei der Internationalisierung der na-
tionalsozialistischen Arbeits- und Sozialpoli-
tik zum Thema haben.
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